
Zeitschrift: Schweizer Monat : die Autorenzeitschrift für Politik, Wirtschaft und
Kultur

Band: 101 (2021)

Heft: 1083

Rubrik: Politik für Zyniker ; Jenseits des Röstigrabens

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 06.03.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


SCHWEIZER MONAT 1083 FEBRUAR 2021 KOLUMNEN

POLITIK FUR ZYNIKER JENSEITS DES ROSTIGRABENS

SIND POLITIKER BESSERE SICHERHEITS-
VERWALTUNGSRÄTE? POPULISMUS

Es lohnt sich, darauf zu schauen,

wie sich Leute verhalten, statt sich

nur anzuhören, was sie sagen. So

betonen Politiker stets, dass die

Gesundheitskosten sinken müssten.

Ihr diesbezüglicher Leistungsausweis

ist bescheiden - die

Gesundheitsausgaben nehmen seit Jahren

in schwindelerregendem Tempo zu. In einer anderen Disziplin
sind die Parlamentarier hingegen ausserordentlich erfolgreich:
im Sammeln von Nebenmandaten.
Ein Beispiel: Der Luzerner FDP-Ständerat Damian Müller sitzt seit

dieser Legislatur in der prestigeträchtigen Kommission für soziale

Sicherheit und Gesundheit (SGK). Kaum hat er die ersten

Sitzungen hinter sich, bekleidet er bereits diverse neue Posten im
Gesundheitsbereich: in der «Groupe de réflexion» der Krankenkasse

Groupe Mutuel etwa oder im «Sounding Board» des

Ärzteverbands FMH. Müller ist kein Einzelfall. Die eidgenössischen
Parlamentarier sind begehrte Verwaltungsräte, Beiräte und
Verbandsvorstände. Ende der vergangenen Legislatur hatten sie

gemäss offizieller Statistik gesamthaft 2200 Interessenbindungen
inne. Das entspricht knapp 9 Mandaten pro Parlamentarier.

Bedeutet diese eindrückliche Zahl, dass Parlamentarier besonders

kompetente Verwaltungsräte sind? Zweifel sind
angebracht. Eine Studie der Universität Lausanne hat gezeigt, dass

die Zahl der Mandate pro Politiker im Laufe einer Legislatur um
10 bis 20 Prozent zunimmt. Auffällig dabei: Die Branchen, in
denen National- und Ständeräte neue Mandate akquirieren,
entsprechen ziemlich genau den Themenbereichen der Kommissionen,

in denen sie sitzen. Wer in der Gesundheitskommission

sitzt, wird in Verwaltungsräte von Krankenkassen und Spitälern

berufen, wer in der Wirtschaftskommission sitzt, kommt
in Vorstände von Branchenverbänden und Gewerkschaften. Die

Interessengruppen scheinen also gezielt Parlamentarier
anzuwerben, die ihre Interessen an der Front einbringen können.

Natürlich ist Interessenvertretung legitim. Bloss: Wie
glaubwürdig ist die Ansage, sich für das Gemeinwohl einzusetzen,

wenn man für ein Verbandspräsidium 200000 Franken pro Jahr
erhält? Wenn Ihnen ein Politiker also das nächste Mal erzählt,
wie die Gesundheitskosten gesenkt werden sollten - schauen

Sie zunächst einmal nach, von welchen Interessengruppen er
bezahlt wird.

In Ayn Rands Klassiker «Atlas

Shrugged» befürchtet die Regierung
schädliche Auswirkungen einer

technologischen Neuerung - eines

revolutionären Metalls - auf die

Bevölkerung, ohne jedoch irgendwelche

Mängel daran feststellen
oder Beweise für seine Gefährlichkeit

vorlegen zu können. Sie erlässt schliesslich ein Dekret,
durch das jegliche Veränderung verboten werden soll. Der Staat

friert die Gesellschaft ein. Zurzeit holt die Realität die Fiktion
ein, mit einer zunehmend dogmatischen Anwendung des

inzwischen berühmten «Vorsorgeprinzips». Dieses ist zur
automatischen Antwort aufpraktisch jeden technologischen
Fortschritt geworden. Gentechnisch veränderte Organismen?
Ein Moratorium! 5G? Ein Moratorium!
Während die Abwehrhaltung beim Thema Gentechnik ein
schweizweites Phänomen zu sein scheint, ist die heftige Reaktion

auf die Ankunft der nächsten technologischen Revolution,
der 5G-Technologie, in der Westschweiz besonders ausgeprägt.
Vielleicht zeigt sich darin der Einfluss Frankreichs, wo einige
Politiker 5G auf «die Möglichkeit, in einem Lift Pornos in HD

anzuschauen» reduzieren. Da es faktisch kompliziert ist,
5G - die vor allem effektiver als die 4G sein wird - technische

Mängel vorzuwerfen, versucht man, sie mit Generalverdacht zu
diskreditieren. Die gleichen Leute, die gestern noch gegen 3G,

4G oder sogar WLAN waren, sind heute wieder im Einsatz,

stets getrieben vom Wunsch, aus der Geschichte auszusteigen.
Für Olivier Bodenmann, die Speerspitze der Anti-5Gs in der

Westschweiz, ist klar: «Es ist an der Zeit zu sagen: Schluss

mit diesem irrationalen Wahnsinn des immer Mehr!»

Prävention ist zwar notwendig, aber Vorsicht als Prinzip untergräbt

die Idee dezentraler Gesellschaften, in denen Erfindungen
durch Versuch und Irrtum entstehen und nicht durch zentrale

Planung. Das Risiko ist einer «aufgetauten» Gesellschaft inhärent,

um Ayn Rands Formulierung zu verwenden. Die völlige
Abwesenheit von Gefahren im voraus zu beweisen, ist natur-

gemäss (fast) unmöglich. Deshalb führt die dogmatische

Anwendung des Vorsorgeprinzips zu einem Verdachtsprinzip,
das alles erstarrt und erstickt. Es ist eine Art
Sicherheitspopulismus, der den Menschen weismachen möchte, dass es

kein Risiko gebe.
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